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SVENAFHÜPPE | BERLIN

Die sich abzeichnende Einigung bei
der Reform der Unternehmensteu-
ern hat unterschiedliche Reaktionen
hervorgerufen. Grundsätzlich begrü-
ßen sämtliche Wirtschaftsverbände,
dass eine Einigung in greifbare Nähe
gerückt ist und die Arbeitsgruppe
von einer Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage bei der Körper-
schaftsteuer absehen will. „Insge-
samt bewegt sich die Reform derUn-
ternehmensbesteuerung in die rich-
tige Richtung“, sagte Anton Börner,
Präsident des Bundesverbands
Groß- und Außenhandel (BGA) dem
Handelsblatt.
Kritik äußerten die Wirtschafts-

vertreter vor allem an der geplanten
Erweiterung der Gewerbesteuer.
KlausBräunig,MitgliedderHauptge-
schäftsführung beim Bundesverband
der deutschen Industrie (BDI), hält
diePläne für verfehlt: „Es ist gut, dass
die Koalition erkannt hat, ertragsun-
abhängige Bestandteile bei der Kör-
perschaftsteuer vom Tisch zu neh-
men. Das hätte verheerendeWirkun-
gen bis hinein in den Mittelstand ge-
habt. Die Ausweitung der ertragsun-
abhängigen Elemente nun in die Ge-
werbesteuer zu verlagern, macht die
Idee nicht besser“, sagte Bräunig
dem Handelsblatt. „Der große Wurf
lässt weiter auf sich warten, wenn an
der Gewerbesteuer nicht nur festge-

halten, sondern die Bemessungs-
grundlage dieser international unüb-
lichen Steuer auch noch ausgeweitet
wird“, kritisierte auch BGA-Präsi-
dent Börner die Regierungspläne.
Kritik kam auch von der Opposition.
Nach Informationen des Handels-

blatts stehen die Mitglieder der Ar-
beitsgruppe Unternehmensteuerre-
form, die von Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück (SPD) und Hessens
Ministerpräsident Roland Koch
(CDU) geleitet wird, kurz vor einer
Einigung. So spricht sich mittler-
weile eine Mehrheit der Arbeits-
gruppe gegen eine Erweiterung der
Bemessungsgrundlage in derKörper-
schaftsteuer aus. Damit sollten die
Steuerausfälle der geplante Senkung
der Körperschaftsteuer von heute 39
auf gut 29 Prozent teilweise gegenfi-
nanziert werden. Steinbrück und
Koch hatten dafür zwei verschiedene
Modelle vorgeschlagen, die die Be-
rücksichtigung von Zinskosten und
FinanzierungsanteilenvonLeasingra-
ten, Pachten und Mieten bei der Ge-
winnermittlung vorsehen. Berech-
nungen des Bundesfinanzministeri-
umsundderLänder hatten jedoch er-
hebliche Schwierigkeiten bei beiden
Modellen nachgewiesen.
Stattdessen beabsichtigt die Ar-

beitsgruppe Steuerreform nun, die
gesetzlichenVorschriften zurGesell-
schafter-Fremdfinanzierung schär-
fer zu formulieren und die Gewerbe-

steuer um gewinnunabhängige Ele-
mente zu erweitern. Zudem sollen
die Steuereinnahmen der Kommu-
nen durch die Einführung einer drit-
ten Grundsteuer auf bebaute Grund-
stücke stabilisiert werden.
Der Industrieverband lehnt den

diskutierten Kompromiss ab, weil er
eine umfassende Reform der Gewer-
besteuer deutlich erschwert. „Dieser
Weg zementiert die Gewerbesteuer
statt sie zurVerstetigung der Einnah-
men derKommunen zu ersetzen. Da-
rüber hinaus sollen die Unterneh-
men schon durch eine dritte Grund-
steuer zur Kasse gebeten werden“,
sagte Bräunig dem Handelsblatt.
BGA-Präsident Börner hofft, dass
sich die Union rechtzeitig an ihr Ver-
sprechen erinnert, die Gewerbe-
steuer abzulösen und in die Einkom-
men- undKörperschaftsteuer zu inte-
grieren.
Auf erheblichenWiderstand stößt

der Schwenk in der Arbeitsgruppe
Steuern auch in der Opposition. „Die
Pläne von Union und SPD für eine
Unternehmenssteuerreform sind
auch nach langer Diskussion enttäu-
schend. Der einzige Lichtblick, die
Absenkung der Steuerbelastung,
wird durch andere Maßnahmen ge-
trübt“, sagte FDP-Steuerexperte
Carl-Ludwig Thiele. Mit der geplan-
ten Ausweitung der Gewerbesteuer
zementiere die große Koalition ei-
nen „internationalen Wettbewerbs-
nachteil deutscher Unternehmen“.
Das Bundesfinanzministerium

zeigte sich zuversichtlich, dass eine
Einigung bei der Unternehmensteu-
erreform bald erzielt werde. Zu ei-
nem möglichen Kompromiss wollte
sich der Sprecher Steinbrücks nicht
äußern. EinenAbschluss derGesprä-
che soll es spätestens in der letzten
Sitzungswoche im Oktober geben.
Am kommenden Montag findet das
nächste Treffen der koalitionsinter-
nenArbeitsgruppe statt. Laut Finanz-
ministerium soll das Kabinett dann
im November die neuen Eckpunkte
abschließend beraten.

KLAUSSTRATMANN | BERLIN

DieBundesregierung regelt dieZutei-
lung von Emissionszertifikaten an
die Industrie neu.Währenddie Zerti-
fikate bislang kostenlos ausgegeben
wurden, ebnet das Kabinett nun den
Weg für eine Versteigerung. Das geht
aus demneuenZuteilungsgesetz her-
vor, das dem Handelsblatt im Ent-
wurf vorliegt. Der Wechsel zu einer
Versteigerung der Papiere, die zum
Ausstoß einer bestimmten Menge
von Kohlendioxid berechtigen,
könnte vor allem für die Energiebran-
che große Konsequenzen haben.
Das neue Zuteilungsgesetz defi-

niert dieRechtsgrundlagendes Emis-
sionshandels für die Zeit von 2008
bis 2012. Es dient der Umsetzung des
zweiten Nationalen Allokations-
plans (NAP II), den die Regierung
Mitte des Jahres der EU-Kommission
vorgelegt hat. In Paragraf 14 legt das
Gesetz fest, dass die Regelungen für
die Zeit von 2008 bis 2012 „einem zu-
künftigenWechsel derZuteilungsme-
thode nicht“ entgegenstehen.Mit an-
deren Worten: Nach 2012 sollen die
Zertifikate komplett versteigert wer-
den können, ohne dass die Empfän-
ger daraus einen Schadensersatzan-
spruch geltend machen können. In
der Begründung zum Gesetzentwurf
heißt es, die Ankündigung eines Sys-
temwechsels für die Zeit nach 2012
solle „einen sachgerechten Aus-
gleich schaffen zwischen der nötigen
Flexibilität in derZukunft unddenEr-
wartungen der Betreiber imHinblick
auf die Planungssicherheit“.
Der Handel mit Emissionszertifi-

katen dient der Umsetzung der
Kyoto-Ziele zum Klimaschutz. Den
Anlagenbetreibern wurden zu Be-
ginn des Handels im vergangenen
Jahr kostenlos Zertifikate zugeteilt,
die zur Emission einer bestimmten
Menge Kohlendioxid berechtigen.
Unterschreiten die Betreiber die ih-
nen zugestandenen Werte, weil sie
etwa ihreAnlagen optimieren, behal-
ten sie Zertifikate übrig, die sie ver-
kaufen können. Im umgekehrten
Falle müssen sie Zertifikate zukau-
fen. Klimaschädliche Emissionen er-
halten damit einenMarktpreis.

Die Energieversorger pochen da-
rauf, die Zertifikate auchüber 2012hi-
naus kostenlos zu erhalten. Sie argu-
mentieren, dieAusstattungmit Zerti-
fikaten sei einwesentlicherGesichts-
punkt bei anstehenden Investitio-
nen. Kraftwerksneubauten nach 2012
ließen sich derzeit nicht vernünftig
kalkulieren, weil man nicht wisse, ob
noch mit der kostenlosen Zuteilung
zu rechnen sei. Zudemführe eineVer-
steigerung der Zertifikate zu steigen-
den Strompreisen.
Die Energiewirtschaft zählt zu den

Nutznießern des Emissionshandels.
Die Firmen der Branche stellen ihren
Kunden die Zertifikate, die sie kosten-
los bekommen haben, zum Markt-
preis in Rechnung. Diese Einpreisung
bescherte denVersorgern nach Schät-
zungen von Großabnehmern allein
2005 Zusatzgewinne von mehreren
Milliarden Euro. Die Energiekon-
zerne wehren sich mit dem Hinweis,
sie seien zu knapp mit Zertifikaten
ausgestattet worden und hätten Emis-
sionsberechtigungen zukaufen müs-
sen. Derzeit prüft das Bundeskartell-
amt, ob die Einpreisung der Zertifi-
kate durch die Konzerne rechtens ist.
Fachleute befürworten seit lan-

gem eine Versteigerung der Zertifi-
kate. „Das würde mehr Transparenz
in den Markt bringen“, sagt Claudia
Kemfert, Energieexpertin beimDeut-
schen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW). „Auktionen führen
nicht zu erhöhten Produkt- und
Strompreisen, sondern sorgen für
eine gerechtere Aufteilung der Kos-
ten zwischenUnternehmen undVer-

brauchern. Die Auktionserlöse kön-
nen für die Steuerreduktionenund In-
vestitionen in innovative Energie-
technologien verwendet werden“,
sagt die DIW-Expertin. Ähnlich be-
wertet Jürgen Hacker vom Bundes-
verbandEmissionshandel undKlima-
schutz (BVEK) die Auktionie-
rung: „Der Marktpreis wäre nicht
mehr leicht manipulierbar, tenden-
ziell würden die Preise sinken. Der
wesentliche Unterschied wäre, dass
die Stromkonzerne nicht mehr über-
höhteMarktpreise alsOpportunitäts-
kosten einpreisen könnten“, sagt Ha-
cker.
Die EU erlaubt bereits in der 2008

beginnenden Handelsperiode, bis zu
zehn Prozent der Zertifikate zu ver-
steigern. Ob von dieser Möglichkeit
Gebrauch gemacht werden soll, ist
aber innerhalb der Bundesregierung
noch umstritten. Finanzminister
Peer Steinbrück (SPD) zählt zu den
Befürwortern der Auktionierung,
Umweltminister Sigmar Gabriel
(SPD) und Wirtschaftsminister Mi-
chael Glos (CSU) lehnen sie ab. Ob
zehn Prozent der Zertifikate auktio-
niert werden, entscheidet sich im
weiteren Gesetzgebungsverfahren.
Der Zuteilungsgesetzentwurf des
Umweltministeriums befindet sich
in der Ressortabstimmung.

MEINUNG SEITE 10

NÜRNBERG/BERLIN Trotz einer ge-
stiegenen Zahl von Ausbildungsver-
trägen ist die Lage am Lehrstellen-
markt in diesem Jahr so schlecht wie
seit der Wiedervereinigung nicht
mehr. Wie die Bundesagentur für Ar-
beit (BA) in Nürnberg mitteilte, wa-
ren zum 30. September noch 49 500
Bewerber ohne Ausbildungsvertrag –
ein Plus von mehr als 25 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr. Die so ge-
nannte Lehrstellenlücke zwischenBe-
werbern und offenen Ausbildungs-
platzangeboten liegt mit 34 100 um
22 Prozent über dem Vorjahreswert
und erreichte damit den höchsten seit
1990 gemessenenWert.
Als Grund für die Verschlechte-

rung nannte BA-Vizechef Heinrich Alt
einen deutlichen Anstieg der Bewer-
berzahlen. Insgesamt hätten sich bei
derBerufsberatungderArbeitsagentu-
ren 763 100 Jugendliche auf der Suche
nach einer Lehrstelle gemeldet, 22 100
mehr als im Vorjahr. Zum 30. Septem-
ber seien 447 100Ausbildungsverträge
abgeschlossen worden, über drei Pro-
zent mehr als 2005. Zugleich hätten
sich zehntausendeBewerber fürAlter-
nativen zu einer Lehrstelle entschie-
den, etwa für den Wehr- oder Zivil-
dienst oder für ein Studium.
DieDaten signalisierten „keineEnt-

spannung auf dem Ausbildungs-
markt“, so Alt. Dennoch sei er zuver-
sichtlich, dass den nochnicht versorg-
ten Jugendlichen bis Jahresende ein
Angebot gemachtwerden könne.Ähn-
lich äußerte sich Wirtschaftsminister
Michael Glos (CSU). Die Wirtschaft
habemit über 58 000neubereitgestell-
ten Lehrstellen ihre Zusage aus dem
Ausbildungspakt übertroffen, lobte
Glos. 33 000 Betriebe konnten gewon-
nenwerden, erstmals auszubilden. ap

Sinkende Preise und Emissionen
Preis für ein EU-Emissionszertifikat* Entwicklung der Kohlendioxid-Emissionen nach Sektoren

Handelsblatt | *berechtigt zum Ausstoß von einer Tonne CO2; **vorläufig; Quellen: European Energy Exchange, BMU
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Wirtschaft und Opposition kritisieren
eine Ausweitung der Gewerbesteuer
Möglicher Kompromiss bei der Unternehmensteuerreform löst geteiltes Echo aus

Überraschung
In den erstenMonaten
nach Beginn des Han-
delsmit Emissionszer-
tifikaten kannten die
Preise nur eine Rich-
tung: Sie bewegten
sich nach oben. In der
Spitze kostete das
Recht, eine Tonne Koh-
lendioxid zu emittie-
ren, 30 Euro. Damit

hatte niemand gerech-
net.

Überwälzung
Da die Energieversor-
ger die Preise für die
Zertifikate komplett an
ihre Kunden durchrei-
chen, lässt der Zertifi-
katehandel die Strom-
preise steigen. Ein ge-
wollter Effekt, sagen

die Stromkonzerne.
Eine gnadenlose Aus-
nutzung derMarkt-
macht, sagen die Kun-
den der Energieversor-
ger. Das Einpreisen
der Zertifikate istmitt-
lerweile ein Fall für das
Bundeskartellamt. Die
Behörde will bis zum
Ende des Jahres ent-
scheiden.

Aufkommen
Die Gewerbesteuer ist
eine Gemeindesteuer
und die wichtigste Ein-
nahmequelle der Kom-
munen zur Finanzie-
rung ihrer Infrastruk-
turausgaben. Im ers-
ten Halbjahr 2006 lag
das Aufkommen aus
der Gewerbesteuer
bei fast 20Mrd. Euro.

Bund und Länder wer-
den durch eine Um-
lage an den Einnah-
men beteiligt.

Konflikt
Während die Sozialde-
mokraten an der Ge-
werbesteuer festhal-
ten wollen, plant die
Union auf Dauer diese
kommunale Steuer ab-

zulösen. Erklärtes Ziel
der Union ist es, die
Gewerbesteuer in die
Systeme von Einkom-
men- und Körper-
schaftsteuer zu inte-
grieren. Die Gemein-
den sollen dann indivi-
duelle Hebesätze zur
Finanzierung ihrer öf-
fentlichen Ausgaben
erheben können.

Fast 50 000
Jugendliche
ohne Lehrstelle

UNGEAHNTE EFFEKTE

STREITFALL GEWERBESTEUER

Emissionshandel
könnte teurer werden
Gesetz macht Weg für komplette Versteigerung von Zertifikaten ab 2012 frei

Braunkohlekraftwerk Jänschwalde in der Lausitz: Die Energiewirtschaft trägt den größten Teil zumCO2-Ausstoß bei.

Viele gehen leer aus
Rechnerische Lehrstellenlücke*

Handelsblatt | Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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‡ ein Meisterwerk: Hohe zinsen
und trotzdem hohe Sicherheit ‡
Commerzbank Topzins-Anlage mit einem Jahr Laufzeit.

‡ Ideen nach vorn ‡
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Hohe Zinsen und trotzdem kein Risiko? Die Commerzbank macht es möglich: Wenn Sie mindestens 1.000 Euro

für zwölf Monate anlegen, zahlen wir Ihnen 4% Zinsen p.a.* – deutlich mehr als der übliche Marktzins. Alles über

diese und weitere Ideen für Ihr Geld erfahren Sie in Ihrer Commerzbank-Filiale, im Internet oder telefonisch.

*Die Topzins-Anlage ist eine Inhaberschuldverschreibung der Commerzbank AG. Das Produktangebot gilt nur für Guthaben, die noch nicht auf Konten oder Depots der Commerzbank, der
Commerzbank Vermögensverwaltung sowie unserer Tochtergesellschaften CGI und ebase unterhalten werden. Der Anlagebetrag pro Kunde beträgt mind. 1.000 Euro, max. 20.000 Euro.
Überschreitet die Nachfrage das begrenzte Emissionsvolumen, kann es zu einer vorzeitigen Schließung kommen.
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MICHAELSCHEERER | BRÜSSEL
ANDREASRINKE | BERLIN

Unmittelbar vor Beginn der deut-
schen Ratspräsidentschaft wächst in
der Europäischen Union die Zustim-
mung zur EU-Verfassung. Dies bele-
gen die Zahlen der „Eurobarome-
ter“-Herbstumfrage, die dieEU-Kom-
mission gestern vorlegte.
Danach gibt es derzeit auch in den

beiden Ländern, in denen Verfas-
sungsreferenden 2004 scheiterten,
wieder eineMehrheit für ein europäi-
schesGrundgesetz. 56Prozent derbe-
fragtenFranzosen (plus fünf Prozent-
punkte) und 59 Prozent der Nieder-
länder (plus sechs) sprachen sich für
das Projekt aus. In Deutschland be-
fürworten sogar 73 Pro-
zent (plus zwei) eine
EU-Verfassung.
Die Zahlen sind des-

halb relevant, weil die
Wiederbelebung des
Verfassungsprozesses
das Hauptthema der im
Januar startenden deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft sein
soll.Nachden gescheitertenVolksab-
stimmungen hatten die EU-Staats-
und -Regierungschefs den Ratifizie-
rungsprozess vorläufig auf Eis ge-
legt.Derzeit haben 16 von25EU-Staa-
ten die EU-Verfassung ratifiziert.
Auch Bulgarien und Rumänien,

die der EU am 1. Januar 2007 beitre-
ten, haben dem Vertrag bereits zuge-
stimmt. Bei der Umfrage sagten nun
70 Prozent der Rumänen und 60 Pro-
zent der Bulgaren, sie befürworteten
die EU-Verfassung. Auch in Polen ist
dieZustimmungmit 63 Prozent über-
raschend hoch. In den Ländern, die
die EU-Verfassung noch nicht ratifi-
ziert haben, sprachen sich imDurch-
schnitt 53 Prozent für den Vertrag
aus. ImFrühjahrwaren es nur 47 Pro-
zent gewesen. Gleichzeitig sank der
Anteil der Unschlüssigen, die mit
„weißnicht“ antworteten, von 24Pro-
zent auf 19 Prozent.
Unverändert kritisch stehen aller-

dings die Briten einem EU-Grundge-

setz gegenüber. 40 Prozent der auf
der Insel befragten Bürger äußerten
sich negativ. InTschechien ist die Be-
völkerung derzeit gespalten. Exakt
50 Prozent sprachen sich für die Ver-
fassung aus.
In Deutschland werden mit der

Verfassung erhebliche Hoffnungen
verknüpft. So erwartenmehr als zwei
Drittel der Deutschen dadurch eine
besser funktionierendeunddemokra-
tischere EU, wirtschaftliche Vorteile
und eine bessereVertretung europäi-
scher Interessen in der Welt. Dies
geht aus dem nationalen Teil des Eu-
robarometers hervor, der heute in
Berlin veröffentlicht wird. Aller-
dings ist die knappe Mehrheit der
Deutschendurchaus fürVeränderun-

gen am bisherigen Ver-
fassungsvertrag.
Die Bundesregie-

rung steht deshalb in ih-
rem EU-Vorsitz vor ei-
nem Balanceakt. Bun-
deskanzlerin Angela
Merkel (CDU) hat wie-
derholt davon gespro-

chen, dass die „Substanz“ des Verfas-
sungsvertrages unbedingt erhalten
bleiben müsse und sie eine „Verfas-
sung light“ ablehne. Auch der Präsi-
dent des EU-Parlaments, Josep Bor-
rell, plädierte gestern nach einem
Treffen mit Merkel dafür, das Er-
reichte nicht über Bord zu werfen:
„Es wäre ein großer Fehler, mit den
Verhandlungen von vorne zu begin-
nen“, sagte er in Berlin.
Die Bundesregierung will durch

den europapolitischen Berater im
KanzleramtunddenEuropa-Staatsse-
kretär im Auswärtigen Amt bisMitte
Januar sondieren,wie großdieBereit-
schaft der einzelnen EU-Staaten zu
Kompromissen überhaupt ist. Am 25.
März soll dannmit einer „Berliner Er-
klärung“ an Grundwerte und Ziele
der Union appelliert werden, bevor
auf dem EU-Gipfel im Juni entschie-
den werden soll, wie die Verfassung
bis 2009 in Kraft treten kann.
Oberstes Ziel in dieser frühen

Phase sei es, zu frühe Festlegungen

zu vermeiden, heißt es in deutschen
Regierungskreisen. Mit gemischten
Gefühlen wird deshalb die Initiative
Spaniens und Luxemburgs gesehen,
noch im Januar zu einem Gipfel der
dann 18 EU-Staaten einzuladen, die
die Verfassung bereits ratifiziert ha-
ben. Die Erinnerung daran, dass nur
eine kleine Minderheit von EU-Staa-
ten den Verfassungsprozess aufhält,

sei zwar nützlich. Die deutsche Rats-
präsidentschaft muss aber zugleich
als neutral erscheinen, um mit allen
Seiten verhandeln zu können. Über
eine Beteiligung der Bundesregie-
rung an einem solchen Gipfel in Ma-
drid sei deshalb noch nicht entschie-
den, heißt es in Regierungskreisen.
Das „Eurobarometer“ zeigt, dass

dieDeutschen in anderenPunktener-

neut erhebliche Skepsis gegenüber
der Gemeinschaft und ihren Institu-
tionen hegen. So äußerten sich nur
30 Prozent (plus zwei Punkte gegen-
überdemFrühjahr) der Befragtenpo-
sitiv zu einer fortschreitendenEU-Er-
weiterung. Das ist die geringste Zu-
stimmungsrate aller 25 EU-Staaten.
Nur 42 Prozent der Deutschen ver-
trauen der EU-Kommission.

HELMUTHAUSCHILD | BRÜSSEL
KLAUSSTRATMANN | BERLIN

Die Bundesregierung hat im Streit mit
der EU-Kommission über strengere
Klimaschutzvorgaben für die Indus-
trie Kompromissbereitschaft signali-
siert. Umweltminister Sigmar Ga-
briel (SPD) sagte gestern in Brüssel,
eine baldige Einigung sei möglich,
wenn beide Seiten sich bewegen. An-
lass des Streits sind verschärfte Aufla-
genderEU für denHandelmitKohlen-
dioxidzertifikaten ab 2008. Die Bun-
desregierung lehnt die Verschärfung
ab, Kanzlerin Angela Merkel hatte
sich deswegen Ende vergangenerWo-
che bei Kommissionspräsident José
Manuel Barroso beschwert.
Gabriel dagegen betonte gestern,

dass die Positionen Berlins und Brüs-
sels bei der Zuteilung der Zertifikate
nicht weit auseinander lägen. Die
Kommissionwill dendeutschenKraft-
werksbetreibern und energieintensi-
ven Branchen von 2008 bis 2012 jähr-
lich Verschmutzungsrechte in Höhe
von 453 Mill. Tonnen CO2 zubilligen.
Berlin fordert Rechte mit einemVolu-
men von 465Mill. Tonnen.
Der Umweltminister räumte aber

ein, dass die Vorgabe der Kommission
sogar milder sei als jene der freiwilli-
gen Selbstverpflichtung der deut-
schen Industrie, die bei 451 Mill. Ton-
nen Kohlendioxid liege. Die Industrie
müsse ein großes Interesse daran ha-
ben, das Ziel ihrer Selbstverpflich-
tung auch einzuhalten, sagte der Um-
weltminister. Dennwenn ihr dasmiss-
linge, verliere Deutschland das von
Brüssel eingeräumte Sonderrecht bei
derÖkosteuer. Dieses Privileg erlaubt
es der Bundesregierung, entgegen
den steuerlichen Grundsätzen der EU
bestimmte Branchen von der Öko-
steuer auszunehmen.
Industrieverbände, Gewerkschaf-

tenund 18Topmanager hatten die Bun-
desregierung aufgefordert, im Streit
mit Brüssel über den Emissionshandel
nicht nachzugeben. Gabriel kritisierte
die Forderung als unverständlich. Die
Warnung der Energieversorger, die

Auflagen der Kommission beim Emis-
sionshandel würden Kosten von zehn
Mrd. Euro verursachen, sei „dummes
Zeug“. Tatsächlich lägen die jährli-
chenMehrkosten bei 280Mill. Euro.
In der Koalition wächst die Bereit-

schaft, der Wirtschaft mehr Möglich-
keiten bei derNutzungvonEmissions-
gutschriften aus internationalen Kli-
maschutzprojekten („Clean Develop-
ment Mechanism“, kurz CDM) einzu-
räumen. Dadurch könnte mehr Liqui-
dität in den Zertifikatemarkt kom-
men.NachBerechnungendes Bundes-
verbandes Emissionshandel und Kli-

maschutz würde die EU der deut-
schen Wirtschaft zugestehen, insge-
samt 129 Mill. Emissionszertifikate
pro Jahr durch grenzüberschreitende
Projekte zu generieren. Im Allokati-
onsplan hat die Bundesregierung je-
dochnur einenWert von 54Mill. Zerti-
fikaten beantragt. Es bleibt eine
Menge von 75Mill. Zertifikatenunaus-
geschöpft. In Koalitionskreisen hieß
es, manwolle dieMöglichkeit, stärker
auf internationale Klimaschutzpro-
jekte zu setzen, nicht ausschließen.
Eine Erhöhung desWerteswerdeman
prüfen.MitHilfedesCDMkönnenFir-
men Emissionsgutschriften erwer-
ben. Sie müssen dazu durch Projekte
in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern für Emissionsreduktionen sor-
gen.
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Vertrauen in EU-Verfassung wächst
Mehrheit der Europäer spricht sich mittlerweile für eine Ratifizierung aus – Deutsche dringen aber auf Änderungen

Gabriel erwartet Einigung
im Streit um Klimaschutz
Minister weist Kritik der Konzerne zurück
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Unmittelbar vor Beginn der deut-
schen Ratspräsidentschaft wächst in
der Europäischen Union die Zustim-
mung zur EU-Verfassung. Dies bele-
gen die Zahlen der „Eurobarome-
ter“-Herbstumfrage, die dieEU-Kom-
mission gestern vorlegte.
Danach gibt es derzeit auch in den

beiden Ländern, in denen Verfas-
sungsreferenden 2004 scheiterten,
wieder eineMehrheit für ein europäi-
schesGrundgesetz. 56Prozent derbe-
fragtenFranzosen (plus fünf Prozent-
punkte) und 59 Prozent der Nieder-
länder (plus sechs) sprachen sich für
das Projekt aus. In Deutschland be-
fürworten sogar 73 Pro-
zent (plus zwei) eine
EU-Verfassung.
Die Zahlen sind des-

halb relevant, weil die
Wiederbelebung des
Verfassungsprozesses
das Hauptthema der im
Januar startenden deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft sein
soll.Nachden gescheitertenVolksab-
stimmungen hatten die EU-Staats-
und -Regierungschefs den Ratifizie-
rungsprozess vorläufig auf Eis ge-
legt.Derzeit haben 16 von25EU-Staa-
ten die EU-Verfassung ratifiziert.
Auch Bulgarien und Rumänien,

die der EU am 1. Januar 2007 beitre-
ten, haben dem Vertrag bereits zuge-
stimmt. Bei der Umfrage sagten nun
70 Prozent der Rumänen und 60 Pro-
zent der Bulgaren, sie befürworteten
die EU-Verfassung. Auch in Polen ist
dieZustimmungmit 63 Prozent über-
raschend hoch. In den Ländern, die
die EU-Verfassung noch nicht ratifi-
ziert haben, sprachen sich imDurch-
schnitt 53 Prozent für den Vertrag
aus. ImFrühjahrwaren es nur 47 Pro-
zent gewesen. Gleichzeitig sank der
Anteil der Unschlüssigen, die mit
„weißnicht“ antworteten, von 24Pro-
zent auf 19 Prozent.
Unverändert kritisch stehen aller-

dings die Briten einem EU-Grundge-

setz gegenüber. 40 Prozent der auf
der Insel befragten Bürger äußerten
sich negativ. InTschechien ist die Be-
völkerung derzeit gespalten. Exakt
50 Prozent sprachen sich für die Ver-
fassung aus.
In Deutschland werden mit der

Verfassung erhebliche Hoffnungen
verknüpft. So erwartenmehr als zwei
Drittel der Deutschen dadurch eine
besser funktionierendeunddemokra-
tischere EU, wirtschaftliche Vorteile
und eine bessereVertretung europäi-
scher Interessen in der Welt. Dies
geht aus dem nationalen Teil des Eu-
robarometers hervor, der heute in
Berlin veröffentlicht wird. Aller-
dings ist die knappe Mehrheit der
Deutschendurchaus fürVeränderun-

gen am bisherigen Ver-
fassungsvertrag.
Die Bundesregie-

rung steht deshalb in ih-
rem EU-Vorsitz vor ei-
nem Balanceakt. Bun-
deskanzlerin Angela
Merkel (CDU) hat wie-
derholt davon gespro-

chen, dass die „Substanz“ des Verfas-
sungsvertrages unbedingt erhalten
bleiben müsse und sie eine „Verfas-
sung light“ ablehne. Auch der Präsi-
dent des EU-Parlaments, Josep Bor-
rell, plädierte gestern nach einem
Treffen mit Merkel dafür, das Er-
reichte nicht über Bord zu werfen:
„Es wäre ein großer Fehler, mit den
Verhandlungen von vorne zu begin-
nen“, sagte er in Berlin.
Die Bundesregierung will durch

den europapolitischen Berater im
KanzleramtunddenEuropa-Staatsse-
kretär im Auswärtigen Amt bisMitte
Januar sondieren,wie großdieBereit-
schaft der einzelnen EU-Staaten zu
Kompromissen überhaupt ist. Am 25.
März soll dannmit einer „Berliner Er-
klärung“ an Grundwerte und Ziele
der Union appelliert werden, bevor
auf dem EU-Gipfel im Juni entschie-
den werden soll, wie die Verfassung
bis 2009 in Kraft treten kann.
Oberstes Ziel in dieser frühen

Phase sei es, zu frühe Festlegungen

zu vermeiden, heißt es in deutschen
Regierungskreisen. Mit gemischten
Gefühlen wird deshalb die Initiative
Spaniens und Luxemburgs gesehen,
noch im Januar zu einem Gipfel der
dann 18 EU-Staaten einzuladen, die
die Verfassung bereits ratifiziert ha-
ben. Die Erinnerung daran, dass nur
eine kleine Minderheit von EU-Staa-
ten den Verfassungsprozess aufhält,

sei zwar nützlich. Die deutsche Rats-
präsidentschaft muss aber zugleich
als neutral erscheinen, um mit allen
Seiten verhandeln zu können. Über
eine Beteiligung der Bundesregie-
rung an einem solchen Gipfel in Ma-
drid sei deshalb noch nicht entschie-
den, heißt es in Regierungskreisen.
Das „Eurobarometer“ zeigt, dass

dieDeutschen in anderenPunktener-

neut erhebliche Skepsis gegenüber
der Gemeinschaft und ihren Institu-
tionen hegen. So äußerten sich nur
30 Prozent (plus zwei Punkte gegen-
überdemFrühjahr) der Befragtenpo-
sitiv zu einer fortschreitendenEU-Er-
weiterung. Das ist die geringste Zu-
stimmungsrate aller 25 EU-Staaten.
Nur 42 Prozent der Deutschen ver-
trauen der EU-Kommission.

HELMUTHAUSCHILD | BRÜSSEL
KLAUSSTRATMANN | BERLIN

Die Bundesregierung hat im Streit mit
der EU-Kommission über strengere
Klimaschutzvorgaben für die Indus-
trie Kompromissbereitschaft signali-
siert. Umweltminister Sigmar Ga-
briel (SPD) sagte gestern in Brüssel,
eine baldige Einigung sei möglich,
wenn beide Seiten sich bewegen. An-
lass des Streits sind verschärfte Aufla-
genderEU für denHandelmitKohlen-
dioxidzertifikaten ab 2008. Die Bun-
desregierung lehnt die Verschärfung
ab, Kanzlerin Angela Merkel hatte
sich deswegen Ende vergangenerWo-
che bei Kommissionspräsident José
Manuel Barroso beschwert.
Gabriel dagegen betonte gestern,

dass die Positionen Berlins und Brüs-
sels bei der Zuteilung der Zertifikate
nicht weit auseinander lägen. Die
Kommissionwill dendeutschenKraft-
werksbetreibern und energieintensi-
ven Branchen von 2008 bis 2012 jähr-
lich Verschmutzungsrechte in Höhe
von 453 Mill. Tonnen CO2 zubilligen.
Berlin fordert Rechte mit einemVolu-
men von 465Mill. Tonnen.
Der Umweltminister räumte aber

ein, dass die Vorgabe der Kommission
sogar milder sei als jene der freiwilli-
gen Selbstverpflichtung der deut-
schen Industrie, die bei 451 Mill. Ton-
nen Kohlendioxid liege. Die Industrie
müsse ein großes Interesse daran ha-
ben, das Ziel ihrer Selbstverpflich-
tung auch einzuhalten, sagte der Um-
weltminister. Dennwenn ihr dasmiss-
linge, verliere Deutschland das von
Brüssel eingeräumte Sonderrecht bei
derÖkosteuer. Dieses Privileg erlaubt
es der Bundesregierung, entgegen
den steuerlichen Grundsätzen der EU
bestimmte Branchen von der Öko-
steuer auszunehmen.
Industrieverbände, Gewerkschaf-

tenund 18Topmanager hatten die Bun-
desregierung aufgefordert, im Streit
mit Brüssel über den Emissionshandel
nicht nachzugeben. Gabriel kritisierte
die Forderung als unverständlich. Die
Warnung der Energieversorger, die

Auflagen der Kommission beim Emis-
sionshandel würden Kosten von zehn
Mrd. Euro verursachen, sei „dummes
Zeug“. Tatsächlich lägen die jährli-
chenMehrkosten bei 280Mill. Euro.
In der Koalition wächst die Bereit-

schaft, der Wirtschaft mehr Möglich-
keiten bei derNutzungvonEmissions-
gutschriften aus internationalen Kli-
maschutzprojekten („Clean Develop-
ment Mechanism“, kurz CDM) einzu-
räumen. Dadurch könnte mehr Liqui-
dität in den Zertifikatemarkt kom-
men.NachBerechnungendes Bundes-
verbandes Emissionshandel und Kli-

maschutz würde die EU der deut-
schen Wirtschaft zugestehen, insge-
samt 129 Mill. Emissionszertifikate
pro Jahr durch grenzüberschreitende
Projekte zu generieren. Im Allokati-
onsplan hat die Bundesregierung je-
dochnur einenWert von 54Mill. Zerti-
fikaten beantragt. Es bleibt eine
Menge von 75Mill. Zertifikatenunaus-
geschöpft. In Koalitionskreisen hieß
es, manwolle dieMöglichkeit, stärker
auf internationale Klimaschutzpro-
jekte zu setzen, nicht ausschließen.
Eine Erhöhung desWerteswerdeman
prüfen.MitHilfedesCDMkönnenFir-
men Emissionsgutschriften erwer-
ben. Sie müssen dazu durch Projekte
in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern für Emissionsreduktionen sor-
gen.
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